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STADT AHRENSBURG – BEBAUUNGPLAN NR. 93 –BETEILIGUNGEN 3.2, 4.2 und 2.2 
ÜBERSICHT UND BEHANDLUNG DER ABGEGEBENEN STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN 

 
 

Nr. Beteiligte Behörden und TÖBS, 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

 

Stellungnahme 
vom 

 

keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen/ 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

1. Der Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein 
Landesplanungsbehörde 
 
 

 x   

2. Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
Abt. Ausländer- und Integrationsangelegenheiten, Stadt-
entwicklung, Wohnraumförderung, Bauaufsicht und Ver-
messungswesen 
 

 x   

3. Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
Amt für Katastrophenschutz 
 
 

27.01.2014  X  

4. Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume (LLUR) - Flintbek 
 
 

27.01.2014   X 

5. Landesamt für Denkmalpflege Schleswig-Holstein 
 
 

 

 x   

6. Archäologisches Landesamt 
 
 
 

19.12.2013   X 

7. Kreis Stormarn 
 
 
 

20.01.2014  X  
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Nr. Behörde / TÖB / Sonstige 
 
 

Stellungnahme 
vom 

 

keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen/ 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

8. GAG Gasversorgung Ahrensburg GmbH 
 
 
 

 x   

9. Schleswig-Holstein Netz AG 
 
 
 

18.12.2013  X  

10. SVA Stromversorgung Ahrensburg 
 
 
 

19.12.2013   X 

11. Hamburger Wasserwerke GmbH 
 
 
 

03.01.2014  X  

12. Hamburger Gaswerke GmbH 
 
 
 

 x   

13. Hamburger Verkehrsverbund GmbH 
 
 
 

06.01.2014   X 

14. Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein AG 
 
 
 

12.12.2013   X 

15. Abfallwirtschaftsgesellschaft Südholstein 
 
 
 

 x   
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Nr. Behörde / TÖB / Sonstige 
 
 

Stellungnahme 
vom 

 

keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen/ 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

16. Ev.-Luth. Kirchengemeinde Ahrensburg 
 
 
 

 x   

17. Kath. Kirchengemeinde St. Marien 
 
 
 

 x   

18. NABU Gruppe Ahrensburg 
 
 
 

 x   

19. BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. 
Kreisgruppe Stormarn 
 
 

16.01.2014  X  

20. AG-29 
 
 
 

29.01.2014  X  

21. Kreisbeauftragter für Naturschutz 
 
 
 

 x   

22. Amt Bargteheide – Land 
 
 
 

17.12.2013 
18.12.2013 
19.12.2013 

  X 
X 
X 

23. Freie und Hansestadt Hamburg 
 
 
 

13.12.2013   X 
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Nr. Behörde / TÖB / Sonstige 
 
 

Stellungnahme 
vom 

 

keine 
Stellungnahme 

mit 
Anregungen/ 

Hinweise 

ohne 
Anregungen 

24. Gemeinde Großhansdorf 
 
 
 

19.12.2013   X 

25. Amt Siek 
 
 
 

 x   

26. Gemeinde Ammersbek 
 
 
 

 x   

27. SEA Stadtbetriebe Ahrensburg - Stadtentwässerung 
 
 
 

 x   

28. Hamburger Hochbahn 
 
 
 

28.01.2014  X  

29. Stadtwerke Ahrensburg 
 
 
 

08.01.2014  X  

30. Bürger / Bürgerin A 
 
 
 

23.01.2014  X  

 

 

 



 
3. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

3. 
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein 
Kampfmittelräumdienst 
 
Az.:3232-OD-01-14 
Vom 27.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Entsprechende Hinweise sind bereits in die Bebauungsplan – Unterlagen 
eingearbeitet. 
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4. 

 

4. 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des 
Landes Schleswig-Holstein 
 
Az.: 307612 
Vom 27.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass aus Sicht des Landesamtes für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume keine Bedenken vorgebracht werden. 
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6. 

 

6. 
Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein 
 
Az.: Ahrensburg – Sto/ 
Vom 19.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Folgende Hinweise sind bereits Bestandteil der Bebauungsplan - Unterla-
gen: 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen 
entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benach-
richtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu si-
chern. Verantwortlich hier sind gem. § 15 DSchG der Grundstückseigen-
tümer und der Leiter der Arbeiten. 
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7. 

 

7. 
Kreis Stormarn 
Der Landrat 
Fachdienst Planung und Verkehr 
 
Az.: 52/101 
Vom 20.01.2014 
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a) 
 
 
 
 
 
 
 
b) 
 
 
 
 
 
 
 
c) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
Die Grundzüge der Planung und die zentralen Planungsziele sind richtig 
dargestellt. 
 
 
 
 
 
b) 
Kenntnisnahme, dass die Planung aus städtebaulicher Sicht begrüßt wird 
und keine Bedenken vorgebracht werden. 
 
 
 
 
 
c) 
Kenntnisnahme, dass von Seiten der unteren Naturschutzbehörde grund-
sätzlich keine Bedenken vorgebracht werden. 
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d) 
 
 
 
 
 
e) 
 
 
 
f) 
 
 
 
g) 
 
 
 
 
h) 
 
 
 
 
 
 
i) 

 

 
 
 
 
d) 
Im Rahmen der Erarbeitung des Umweltberichts wurde auch ein Arten-
schutz – Fachbeitrag erstellt. Insgesamt kommt hier das Fachgutachten 
zu folgendem Fazit: 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass unter Berücksichtigung der ar-
tenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahme sowie aufgrund vorhande-
ner Ausweichhabitate bei den Fledermaus- und Brutvogelarten keine 
Verbotstatbestände im Sinne des § 44 BNatSchG durch die Ausweisun-
gen des Bebauungsplans ausgelöst werden. 
 
e) 
Die Baumschutzsatzung gilt natürlich auch im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes Nr. 93 und wird entsprechend angewendet. 
 
f) 
Kenntnisnahme, dass von Seiten der unteren Wasserbehörde keine Be-
denken vorgebracht werden. 
 
g) 
Die Ausführungen und Bewertungen des vorgesehenen Umgangs mit 
dem anfallenden Niederschlagswasser werden zur Kenntnis genommen. 
 
h) 
Die Ausführungen zum Tiefgaragenbau und zu Kellerbauten werden zur 
Kenntnis genommen und beim Bau der Kellergeschosse bzw. des Tiefga-
ragengeschossen berücksichtigt. 
 
i) 
Kenntnisnahme.  
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j) 
 
 
 
 
 
 
k) 
 
 
 
 
 
 
 
l) 

 

 
 
 
 
 
 
 
j) 
Es sind bereits folgende Festsetzungen im Bebauungsplan vorgesehen: 
Der erforderliche Schallschutz der Wohn- und Schlafräume ist durch pas-
sive Schallschutzmaßnahmen entsprechend der DIN 4109 /11/ und zu-
sätzlich schallgedämmten Lüftungseinrichtungen für Schlafräume und 
Kinderzimmer sicherzustellen. Die Anforderungen an den passiven Lärm-
schutz sind nach den Tabellen 8 bis 10 der DIN 4109 im Zuge des Bau-
genehmigungsverfahrens für die konkret geplanten Gebäude festzulegen. 
Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind somit gewährleistet. Wei-
tergehende aktive Lärmschutzeinrichtungen (Lärmschutzwand, Lärm-
schutzwall etc.) sind aufgrund der Lagesituation und aus städtebaulichen 
Gründen (zu intensive Einhausung) nicht wünschenswert und werden da-
her auch nicht vorgesehen. 
 
k) 
Das Lärmgutachten besagt folgendes: 
Für verbleibende schalltechnische Konflikte im Bestand gilt, dass eine 
umfassende Lösung planerisch nicht möglich ist und auch von der Recht-
sprechung nicht gefordert wird. Eine gegenseitige Rücksichtnahme muss 
vorausgesetzt werden. Falls massive Störungen dokumentiert sind, muss 
es das Ziel sein, durch Vereinbarungen zwischen den Beteiligten zu ein-
vernehmlichen Lösungen „außerhalb des B-Plans" zu gelangen, deren 
Ergebnisse wiederum in der Begründung des B-Plans zu dokumentieren 
sind. 
Diese massiven Störungen sind der Stadt Ahrensburg bisher nicht be-
kannt und entsprechend auch nicht dokumentiert. Da es sich bei den ge-
werblichen Nutzungen um Einrichtungen handelt (Gastronomiebetriebe, 
Frühstücksgastronomie und ein Tierfutterhandel), die grundsätzlich in ei-
nem allgemeinen Wohngebiet zulässig sind, wird hier vorläufig kein weite-
rer Handlungsbedarf gesehen. Die Stadt Ahrensburg sieht die vorhande-
ne Nutzungsmischung als sinnvolle und stimmige Ausformulierung eines 
allgemeinen Wohngebietes an (dient vorwiegend (jedoch nicht aus-
schließlich) dem Wohnen), hier insbesondere in Nähe der U-Bahn- Halte-
stelle. 
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m) 
 
 
 
n) 
 
o) 

 

l) 
Aufgrund der Stellungnahme der unteren Bodenschutzbehörde wurden 
weitere Untersuchungen in Abstimmung mit der Behörde durchgeführt. 
Schwerpunkt der Bearbeitung waren hierbei die noch zu untersuchenden 
Schadstoffe aufgrund der ehemaligen Tankstellen - Nutzung (MKW, 
BTEX, LCKW, Schwermetalle, Antiklopfmittel etc.) sowie weitergehende 
Grundwasseruntersuchungen. 
Der Gutachter fasst das Ergebnis wie folgt zusammen: 
Auf dem als Altlastverdachtsfläche eingestuften Standort wurde der Ver-
dacht einer schädlichen Bodenverunreinigung anhand der durchgeführten 
erweiterten orientierenden Untersuchung bestätigt. Die in den bisherigen 
Untersuchungen festgestellte Verunreinigung im Bereich der Abscheider-
anlage wurde in ihrer räumlichen Ausbreitung lateral und vertikal abge-
grenzt und in ihrer chemischen Form detailliert dargestellt. In den restli-
chen Verdachtsflächen wurden keine relevanten Belastungen im Boden 
oder in der Bodenluft angetroffen. Bei der Belastung des Bodens neben 
dem Benzinabscheider handelt sich um eine kleinräumige Verunreini-
gung. Nach der verbal-argumentativen Sickerwasserprognose ist am Ort 
der Beurteilung unter Berücksichtigung der Boden-, Bodenluft- und 
Grundwasseruntersuchungen nach den bisherigen Ergebnissen keine 
Überschreitung von Prüfwerten anzunehmen. Die Anordnung weiterfüh-
render Untersuchungen für den Gefährdungspfad Boden-Grundwasser 
(Detailuntersuchung nach § 9 Abs. 2 BBodSchG) ist somit nicht erforder-
lich. Um den Gefährdungsverdacht gänzlich auszuräumen, wird eine er-
neute Beprobung des Grundwassers und Untersuchung auf MKW, BTEX 
und LCKW bei höheren Grundwasserständen, bzw. im Winter 2014/2015 
empfohlen. 
Diese weitere Untersuchung erfolgte dann auch im Winterzeitraum 2014 / 
2015. Hier fasst der Gutachter das Ergebnis wie folgt zusammen: 
Bei der erneuten Beprobung der unterhalb einer kleinräumigen Boden-
verunreinigung verfilterten Grundwassermessstelle wurden die Ergebnis-
se der Grundwasseruntersuchungen der orientierenden Erkundung aus 
dem September 2014 bestätigt. Die in der Bodenverunreinigung vorlie-
genden Schadstoffe (Benzin- und Mineralölkohlenwasserstoffe sowie 
BTEX) wurden im Grundwasser erneut nicht angetroffen. Der Gefähr-
dungsverdacht des Grundwassers durch die Bodenverunreinigung wird 
daher als ausgeräumt angesehen. 

Eine Kennzeichnung als eine „erheblich mit Schadstoffen belastete Flä-
che“ gem. BauGB ist somit im B-Plan Nr. 93 nicht erforderlich. Die untere 
Bodenschutzbehörde hat davon Kenntnis genommen und streicht die 
Fläche aus seiner Altlasten-Liste.  
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p) 
 
 
 
q) 
 
 
 
 
r) 
 
s) 
 
 
t) 
 
 
u) 
 
 
 
 
 
v) 
 
 
 
 
 
w) 
 
 
 
x) 

 

Gleichwohl ist der bei Baumaßnahmen anfallender Erdaushub in Augen-
schein zu nehmen (optisch und sensorisch) und ggf. gesondert zu ent-
sorgen, da kleinräumige Bodenkontaminationen vorhanden sein könnten.  
 
m) 
Kenntnisnahme, dass von Seiten der unteren Denkmalschutzbehörde 
keine Bedenken vorgebracht werden. 
 
n) 
Kenntnisnahme, dass aus Sicht des vorbeugenden Brandschutzes keine 
grundsätzlichen Bedenken vorgebracht werden. 
 
o) 
Entsprechende Angaben zur Löschwasserversorgung werden in die Be-
gründung übernommen.  
 
p) 
Die Flächen für Feuerwehrumfahrten werden nach den genannten Richt-
linien hergestellt – eine Kennzeichnung oder Darstellung im Rahmen der 
B-Plan – Ausweisungen ist hierbei nicht erforderlich und gemäß § 9 Abs. 
1 BauGB auch nicht möglich. 
 
q) 
Der Anregung wird gefolgt: die Fläche der Straße Ohlendamm wird als 
„gelbe“ Straßenverkehrsfläche ohne spezifische Zweckbestimmung fest-
gesetzt. Sachliche oder verkehrstechnische Änderungen sind damit nicht 
verbunden. 
 
r) 
Der Straßenbereich des Ohlendamms existiert bereits seit über 50 Jah-
ren, da hier keine reine Neuplanung oder erstmalige bauliche Umsetzung 
des Straßenbaukörpers erfolgt, ist eine Darstellung des Straßenquer-
schnitts entbehrlich. Nach Errichtung der neuen Gebäude wird es ggf. 
mittelfristig zu gestalterischen oder flächenhaften Änderungen kommen, 
diese erfolgen jedoch auf Grundlage der hier im B-Plan Nr. 93 festgesetz-
ten Straßenverkehrsfläche. 
 
s) 
Diese Anregung ist nicht nachvollziehbar. Die in der Planzeichnung aus-
gewiesenen „Rechte“ sind abschließend auch bzgl. der Begünstigten in 
der Planzeichenlegende erklärt. Vgl. nachfolgender Auszug der Textfest-
setzungen. 
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y) 

 

 

 
 
t) 
Der Anregung wird entsprochen. Die Verkehrsfläche wird mit der beson-
deren Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ ausgewiesen. Der Abgleich 
zwischen Planzeichnung und Begründung wird vorgenommen. 
 
u) 
Ausgenommen die Bereiche der baulichen Entwicklung auf dem Flurstück 
296, überplant der B-Plan ausschließlich Bestandssituationen. Die über-
baubaren Grundstücksflächen entlang des Waldemar-Bonsels-Weg sind 
so ausgewiesen, dass mit keinen „Sicht“ – Problemen im Kreuzungsbe-
reich zur Straße Ohlendamm zu rechnen ist – verkehrsplanerische De-
tailausweisungen sind daher entbehrlich. 
 
v) 
Die Regelungen für eine gewährleistete Müllentsorgung und das damit 
verbundene Befahren des Ohlendamms mit Müllfahrzeugen wurden 
mehrfach und intensiv mit dem Versorgungsträger Abfallwirtschaft Süd-
holstein mit folgenden Ergebnissen diskutiert (Gesprächsnotiz vom 
16.12.2012): 
Auf Nachfrage signalisiert der AWSH, dass die Neubebauung und die 
Steigerung der Wohneinheiten in der Straße am Ohlendamm eine Erwei-
terung im Bestand ist und der Bau einer Wendekehre mit einem Durch-
messer von ca. 28m nicht benötigt wird. Man verständigt sich mit dem Ei-
gentümer auf eine Rückstoßmöglichkeit im Bereich neben der TGA Ein-
fahrt zwischen den Baukörper Süd und Mitte Süd, die auch als Rettungs-
zufahrt für die Feuerwehr dementsprechend befestigt wird. Die Bepol-
lerung wird etwas zurückgesetzt. 
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  w) 
Das sehr kleine Flurstück 299 liegt im Kreuzungsbereich Ohlendamm / 
Waldemar-Bonsels-Weg und ist in der Vermessungskarte tatsächlich 
schwer erkennbar. 

 
Ausschnitt Planzeichnung 

 
x) 
Der Anregung wird in Teilen entsprochen. Um hier Missverständnisse 
auszuräumen wird auf eine textliche Zulässigkeitsregel für Tiefgaragen-
geschosse auf dem Flurstück 296 verzichtet. Eine Änderung der zulässi-
gen Nutzungen ist jedoch damit nicht verbunden – hier gilt dann (wie 
auch im sonstigen Plangeltungsbereich) der § 12 Abs. 1 BauNVO: Stell-
plätze und Garagen sind in allen Baugebieten zulässig…….Dies gilt all-
gemein auch für Tiefgaragen bzw. Tiefgaragengeschosse. 
 
y) 
Gem. des Verfahrenserlasses werden die Verfahrensvermerke in die 
Planzeichnung (Fassung für die Satzung) integriert. 
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9. 

 

9. 
Schleswig-Holstein Netz AG 
 
Az.: 
Vom 18.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, das von Seiten der Schleswig-Holstein Netz AG keine 
Bedenken vorgebracht werden. Die Hinweise auf die Lage von vorhande-
nen Versorgungsleitungen werden zur Kenntnis genommen und dem 
Vorhabenträger zur Verfügung gestellt. 
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10. 

 

10. 
Stromversorgung Ahrensburg GmbH SVA 
 
Az.:  
Vom 19.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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11. 

 

11. 
Hamburger Wasserwerke GmbH 
 
Az.:  
Vom 03.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, das von Seiten der Hamburger Wasserwerke GmbH kei-
ne Bedenken vorgebracht werden. Die Hinweise auf die Lage von vor-
handenen Versorgungsleitungen werden zur Kenntnis genommen und 
dem Vorhabenträger zur Verfügung gestellt. 
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13. 

 

13. 
Hamburger Verkehrsverbund GmbH 
 
Az.: 
Vom 06.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, das von Seiten des Hamburger Verkehrsverbund GmbH 
keine Bedenken vorgebracht werden. 
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14. 

 

14. 
Verkehrsbetriebe Hamburg – Holstein AG 
 
Az.:  
Vom 12.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, das von Seiten Verkehrsbetriebe Hamburg – Holstein 
AG keine Bedenken vorgebracht werden. 
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19. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
b) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) 

 

19. 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
Landesverband Schleswig – Holstein e.V. 
 
Az.: 
Vom 16.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
Kenntnisnahme, dass der BUND diese Innenentwicklungsmaßnahme be-
grüßt. 
 
 
b) 
Die Tiefgarage befindet sich zwischen den südlich gelegenen Gebäuden 
und dem zentralen mittig gelegenem Gebäude. Der Knick sowie die 
Überhälter werden durch die notwendigen Baumaßnahmen nicht beein-
trächtigt. 

 
Lage der Tiefgarage und deren Zufahrt 
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d) 
 
 
e) 

 

c) 
Bei der baulichen Umsetzung des neuen Quartiers handelt es sich weni-
ger um eine Stellplatzerhöhung, sondern vielmehr um die erstmalige 
Möglichkeit in diesem Bereich überhaupt Stellplätze in entsprechend not-
wendiger Anzahl umzusetzen. Die bisherigen Gebäude aus den 50er Jah-
ren wurden komplett ohne einen einzigen Stellplatz errichtet. 
Daher war und ist eines der wesentlichen Planungsziele hier auch eine 
entsprechende Anzahl von zugeordneten Stellplätzen anzubieten, um die 
desolate Situation des Ohlendamms, der hier ausnahmslos und aus-
schließlich nur parkende PKWs aufnahm, deutlich zu verbessern. Einher-
gehend damit sollen auch Zufahrtsmöglichkeiten für Rettungsfahrzeuge, 
Müllabfuhr, Feuerwehr, Post, Umzugsspeditionen etc. eine Verbesserung 
erfahren. 
Im Übrigen sind Carsharing und autofreies Wohnen durchaus möglich – 
diese lassen sich jedoch nicht im Rahmen der Bauleitplanung verankern. 
Fahrradstellplätze sind im Übrigen in der Tiefgarage vorgesehen. 
Durch die Entlastung des Ohlendamms von Anwohnerparken wird sich 
hier auch der Straßenraumcharakter wandeln und die Aufenthaltsqualitä-
ten deutlich verbessert. 
 
d) 
Zum Schutz der Fledermäuse ist folgendes als Textfestsetzung geregelt: 
Im Bereich des festgesetzten Allgemeinen Wohngebiets WA/1 sind Ab-
rissarbeiten sowie Rodungs- und Fällarbeiten nur im Zeitraum vom 01.10. 
bis 28.02. des Folgejahres zulässig. Sollten während der Abrissarbeiten 
bzw. Rodungs- und Fällarbeiten Fledermäuse entdeckt werden, sind die 
Arbeiten sofort einzustellen und es ist ein Fledermaus-Experte zur Klä-
rung weiterer Schutzmaßnahmen hinzuziehen. 
 
e) 
Die Stadt Ahrensburg ist grundsätzlich bestrebt Ausgleichsmaßnahmen 
auf eigenen Flächen im Stadtgebiet umzusetzen. Vorbedingung ist hier 
jedoch die Eignung der Flächen für entsprechende Ausgleichsmaßnah-
men sowie die Verfügbarkeit. Die Hinweise und Anregungen zu den po-
tenziellen Ausgleichsflächen auf Stadtgebiet werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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20. 

 

20. 
AG-29 
Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände in 
Schleswig – Holstein 
 
Az.: Sr / - 
Vom 29.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass durch die AG-29 keine grundsätzlichen Bedenken 
vorgebracht werden. Die angeführten Umwelt- und naturschutzfachlichen 
Standards werden eingehalten. Weitergehende Festsetzungen zum 
Baumschutz sind hier nicht erforderlich, da diese bereits zum Erhalt fest-
gesetzt sind. 
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22.
a 

 

22.a 
Amt Bargteheide – Land 
Gemeinde Todendorf 
 
Az.: 622.22 
Vom 17.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass durch die Gemeinde Todendorf keine Bedenken 
vorgebracht werden. 
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22.
b 

 

22.b 
Amt Bargteheide – Land 
Gemeinde Delingsdorf 
 
Az.: 622.22 
Vom 18.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass durch die Gemeinde Delingsdorf keine Bedenken 
vorgebracht werden. 
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22.
c 

 

22.c 
Amt Bargteheide – Land 
Gemeinde Hammoor 
 
Az.: 622.22 
Vom 19.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass durch die Gemeinde Hammoor keine Bedenken 
vorgebracht werden. 
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23. 

 

23. 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
Amt für Landes- und Landschaftsplanung 
Abteilung Landes- und Stadtentwicklungsplanung 
Referat Raumordnung und Regionalentwicklung 
 
Az.:  
Vom 13.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass durch die Freie und Hansestadt Hamburg keine 
Bedenken vorgebracht werden. 
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24. 

 

24. 
Gemeinde Großhansdorf 
 
Az.:  
Vom 19.12.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass durch die Gemeinde Großhansdorf keine Beden-
ken vorgebracht werden. 
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28. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
b) 
 
 
 
c) 

 

28. 
Hamburger Hochbahn AG 
 
Az.:  
Vom 28.01.2014 
 
 
a) 
Die Darstellungen zum Plangebiet sind korrekt. Im Sinne einer Präzisie-
rung wird jedoch klargestellt, dass zwischen bestehendem Wohngebiet 
und Hochbahntrasse eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
/Fuß- und Radweg“ ausgewiesen ist. Eine direkte und unvermittelte Be-
nachbarung der privaten Wohnbauflächen und der Hochbahntrasse liegt 
somit nicht vor. 
 
b) 
Der Anregung wird gefolgt. Im Rahmen der Baugenehmigungsvorgänge 
wird der Bauherr ein entsprechendes Gutachten in Auftrag geben bzw. 
alternativ entsprechende bauliche und technische Vorkehrungen zur Ent-
koppelung der Wohnbereiche von den Fundamenten vorlegen. Allerdings 
enthalten weder das BImSchG noch die ergänzenden Verordnungen ver-
bindliche Regelungen, die Immissionsgrenzwerte oder ein Prognose- und 
Beurteilungsverfahren für Immissionen infolge von Erschütterungen und 
sekundärem Luftschall an Eisenbahnverkehrswegen festlegen. Im Übri-
gen ist eine direkte Beeinträchtigung oder Schädigung der Gebäudesub-
stanz -zum Beispiel durch Risse im Mauerwerk oder Putz- durch die vom 
Schienenverkehr erzeugten Körperschallwellen auch bei sehr dicht an der 
Bahnstrecke stehenden Gebäuden nicht zu befürchten und in Ahrensburg 
weder im Plangebiet noch in anderen Stadtbereichen bekannt. 
 
c) 
Auszug aus dem Lärmgutachten: 
Die Ergebnisse für den Tageszeitraum zeigen, dass der Grenzwert der 
16. BlmSchV /5/ für Wohngebiete von 59 dB(A) an den untersuchten Ge-
bäuden im Plangebiet zumeist eingehalten wird. Nur an den zur U1 und 
dem Waldemar-Bonsels-Weg bzw. der Schienenstrecke 1120 ausgerich-
teten Gebäudefassaden wird der Grenzwert vereinzelt überschritten. Die 
Grenzwertüberschreitungen für die Planbebauung betreffen jeweils nur 
die Stirnseiten, so dass nach Auswertung der vorliegenden Grundrisse für 
die meisten Räume hinter den betroffenen Fassadenabschnitten weitere 
zusätzliche Fenster geplant sind, die im Bereich von Fassaden gelegen 
sind, vor denen die Grenzwerte für Wohngebiete eingehalten werden. Die 
angestrebte städtebauliche Qualität eines Wohngebietes kann somit auch  
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d) 
 
 
 
 
e) 

 

für die meisten Räume an den Stirnseiten dargestellt werden 
Im Nachtzeitraum wird der Grenzwert der 16. BlmSchV/5/ für Wohnnut-
zungen von 49 dB(A) zumeist und zum Teil deutlich überschritten. Haupt-
verantwortlich dafür ist in erster Linie das nächtliche Verkehrsaufkommen 
der Schienenstrecke 1120 und nicht die U-Bahn. Lärmabgewandte Ge-
bäudeseiten sind für die meisten der gegenwärtig geplanten Wohnungen 
aufgrund der städtebaulichen Gegebenheiten nicht realisierbar. Auch für 
die Bestandsbebauung wäre eine entsprechende Festsetzung (aktive 
Schallschutzmaßnahmen) nicht praktisch umsetzbar, so dass der not-
wendige Schallschutz für Schlafräume über die Festsetzung passiver 
Maßnahmen (ausreichend schallgedämmte geschlossene Fassade sowie 
schallgedämmte Lüftung) hergestellt werden sollte. 
Da hier insbesondere der Nachtzeitraum kritisch gesehen werden muss 
und hier der Verursacher vornehmlich die Deutsche Bahn AG (Schienen-
strecke 1120) und nicht die Hochbahn ist, wird davon ausgegangen, dass 
auch bei geänderten Fahrplänen und / oder Takterhöhungen der Hoch-
bahn grundsätzlich keine anderen Ergebnisse zu Tage treten. Im Übrigen 
ist die Herangehensweise der Lärmuntersuchung und die Eingangsdaten 
des Lärmgutachtens mit der Hochbahn abgestimmt worden. 
Nicht nachvollziehbar und durch die Baugesetzgebung auch nicht abge-
deckt, ist jedoch die Aussage, dass eine potenzielle Störerrolle (durch 
weiteren Ausbau oder Takterhöhungen etc.) in die die U-Bahn Anlage 
und deren Betrieb geraten könnte, grundsätzlich unzulässig sei.  
 
d) 
Zwischen Hochbahntrasse und allgemeinen Wohngebiet ist ein beste-
hender Fuß- und Radweg als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestim-
mung ausgewiesen. Es wird davon ausgegangen, dass diese öffentlich 
gewidmete Wegeparzelle für die Zwecke von Wartungs-, Instandset-
zungs- und Erneuerungsarbeiten an der Hochbahntrasse ausreichend 
dimensioniert ist. Weitergehende Duldungspflichten in diesem Sinne auf 
den nördlich gelegenen Privatgrundstücken, ggf. auch durch Grund-
dienstbarkeiten gesichert, sind nach Auffassung der Stadt Ahrensburg 
nicht notwendig. 
 
e) 
Die Hochbahn wird vom Ergebnis der Abwägungsentscheidungen infor-
miert werden. 
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29. 
 

 

29. 
Stadtwerke Ahrensburg GmbH 
 
Az.:  
Vom 08.01.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass durch die Stadtwerke Ahrensburg GmbH keine Be-
denken vorgebracht werden. Die sonstigen Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 
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30. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
b) 
 
 
c) 
 
 
 
d) 

 

30. 
Bürgerin / Bürger A 
 
Vom23.01.2014 
 
a) 
Diese Aussage ist nur teilweise korrekt. Richtig dargestellt ist, dass die 
neue Bebauung nördlich des Flurstücks Nr. 548 enger an die bestehende 
Grundstücksgrenze im Süden heranrückt. Die gemäß Landesbauordnung 
einzuhaltenden Abstandsflächen werden jedoch gewahrt und eingehalten. 
Das neue Gebäude südlich des Flurstücks Nr. 548 rückt jedoch nicht nä-
her an die Grundstücksgrenze heran. 
 

 
Ausschnitt Planzeichnung B-Plan 

 
Das neue Gebäude hat, wie richtig dargestellt, drei Vollgeschosse – die 
absolute Höhenentwicklung entspricht im Übrigen der Höhenentwicklung 
des Bestandsgebäudes auf dem Flurstück Nr. 548 (zwei Vollgeschosse + 
Steildach) – vgl. nachfolgende Schnittskizze. 
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Schnittskizze 

 
Auch das ehemalige Gebäude südöstlich des Flurstücks Nr. 548 besaß 2 
Vollgeschosse + Steildach. Eine Mehrverschattung ist entsprechend nicht 
erkennbar – eher eine Minderung der Verschattung, da das neue Gebäu-
de als Stadtvilla ausformuliert ist und eine deutlich geringere Breitenaus-
dehnung besitzt (vgl. Ausschnitt Planzeichnung B-Plan, S. 40). 
Im Übrigen stellt die hochgewachsene Baumreihe entlang der Grund-
stücksgrenze (hier wohl überwiegend knapp auf dem Flurstück Nr. 548 
selbst) ein weitaus größeres Verschattungspotenzial dar als das geplante 
Gebäude. 
 
c) 

 
Planausschnitt FNP - neu 
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  Der angesprochene Bereich ist Teil einer bestehenden überörtlich wichti-
gen Grünfläche und stand auch bisher nicht für eine bauliche Nutzung zur 
Verfügung. Um die gesamtörtlichen Freiraumqualitäten der Stadt Ahrens-
burg nicht zu gefährden ist dieser Bereich auch bei der Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplans als Grünfläche dargestellt. S. Skizze, S. 41 
unten. Eine zukünftige Bebauung wird daher auch in Zukunft nicht mög-
lich sein und ist städtebaulich hier auch nicht erwünscht 
 
d) 
Die neue Stellplatzanlage befindet sich an ihrer nördlichen Seite ca. 18,0 
m entfernt von den Fassaden des nördlich gelegenen Grundstücks. Auf-
grund dieser Entfernung können keine Einschränkungen der gesunden 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse erkannt werden. Im Übrigen befinden sich 
eine bestimmte Anzahl von Stellplätzen der Anwohner des Flurstücks Nr. 
548 auf dem Grundstück selbst und sind somit deutlich näher an der Fas-
sade bzw. Balkone als die Stellplatzanlage des südlich gelegenen Grund-
stücks. 
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